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Zwischen den Mühlsteinen der Modernisierung 
Überlegungen zu den Ursachen des Niedergangs der Sozialdemokratie 

 

Die Bundesrepublik, so will es das Grundgesetz, „ist ein demokratischer und sozialer 

Bundesstaat“, und diese Staatszielbestimmung macht aus jedem von uns demokrati-

schen Akteuren cum grano salis einen Sozialdemokraten. Vom „rheinischen Kapitalis-

mus“ bis zu Angela Merkel und über sie hinaus gibt es die Vorstellung, dass Demokra-

tie ohne soziale Gerechtigkeit nicht geht. Parteien, die den Eindruck erwecken, sich 

von diesem Ideal zu weit entfernen zu wollen, sind - wie die FDP - immer in Gefahr, 

sich ins moralische Abseits zu stellen.  

Die Idee der sozialen Gerechtigkeit bedeutet ordnungspolitisch die Gewährleistung 

ausgeglichener Lebensverhältnisse. Damit verbindet sich die Vorstellung, dass, wer 

arm ist, im Hinblick auf Menschenwürde und Bürgerfreiheit Schaden erleidet. Eine Par-

tei der sozialen Gerechtigkeit muss also die Gesellschaft als Solidargemeinschaft be-

greifen, verbunden mit der Auftrag, Armut durch Kompensation zu verhindern. Eine 

Partei der Arbeit propagiert den Respekt vor der menschlichen Lebensarbeitsleistung 

und hat ein kritisches Verhältnis zu all denjenigen, die auf Kosten der Allgemeinheit 

leben, ohne unverschuldet bedürftig zu sein. Und sie betrachtet den Menschen als 

schaffendes Wesen: Ohne die Möglichkeit zu arbeiten und sich nützlich zu machen, 

kann er nicht glücklich werden.  

Überall in Europa und auch anderswo verliert die Sozialdemokratie ihre Seele, weil sie 

diese Ideale nicht mehr in Politik übersetzen kann. Ihre Krise ist also viel ernster und 

existenzieller als es ihre prominenten Vertreter darstellen. Es ist keineswegs nur eine 

Krise der „Strategie“, der Kommunikation oder der Koalitionspolitik. Wer sich in politi-

schen Zirkeln mit Profis über die Frage unterhält, welchen Rat man den Sozialdemo-

kraten geben könnte, aus ihrer Krise herauszukommen, wird kaum Antworten erhalten. 

Führende Sozialdemokraten hüllen sich in Schweigen. Die peinlichen Auftritte von An-

drea Nahles dagegen sprechen für sich. Mit dröhnend guter Laune, Zweckoptimismus 

und Durchhalteparolen ist jedoch nichts gewonnen. Es geht um einen politischen Iden-

titätsverlust. Was ein Sozialdemokrat mental ist, lässt sich kaum noch definieren, was 

er als politischer Praktiker ist, gar nicht. Wenn man am politischen Strand so nackt 

dasteht, wirkt die Rede von der nötigen „Profilschärfung“ wie das verzweifelte Aus-

schauhalten nach einem Bademantel.          

Wo die Funktion verlorengegangen ist, scheint ein Programm auch nicht mehr zu hel-

fen. Die Funktion der Sozialdemokratie des Godesberger Programms war, große Mas-

sen „kleiner Leute“ mit einer materiellen Hoffnung und einem Lebensentwurf auszu-

statten, der Gerechtigkeit als Gleichheit definierte. Aber nicht nur als Gleichheit, son-

dern auch als kulturelle Gleichförmigkeit. Es ging nicht nur um den freien Samstag, 

sondern um den Schutz eines Milieus. Auch nach dem Marxismus aus sozialistischer 

Zeit gab es ein sozio-kulturelles Wir, das man als nicht-sozialdemokratischer Linker 

oder als Grüner zu spüren bekam und das die Gesellschaft z.B. in Hamburg tiefgrei-

fend geprägt hat. Da war auch ein Besitzerstolz auf das Erreichte - die feste Mehrheit 

in der Bürgerschaft, von der uns Hans Saalfeld als SPD-Altvorderer einmal so bewegt 
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erzählte, die Parteidominanz in der „Einheitsgewerkschaft“, die Wohnungsbau-Genos-

senschaften, die Schrebergärten, das breite Feld an ehrenamtlich getragenen Organi-

sationen.   

Wir Großstadtgrünen, die wir zumeist aus der radikaleren Linken kamen - links von der 

SPD -,  schauten auf diesen Machtkomplex als jugendliche Herausforderer, mit der 

Arroganz und Respektlosigkeit, die solchen Leuten in der Regel eigen ist. Heute wäre 

ich vorsichtiger. Gewiss, da war an der Basis der SPD auch viel Gesinnungstreue, eine 

emotionale Anhänglichkeit vieler „einfacher“ Leute, die durch unsere komplizierten Ar-

gumente nicht erreichbar waren. Aber diese Erdung basierte natürlich auch auf der 

positiven Erfahrung einer einigermaßen gerechten Ordnung. Und während sich zu Hel-

mut Schmidts Zeiten die führenden Genossen längst auf einen Paradigmenwechsel 

vorbereiteten, konnte man an der Basis noch lange Zeit so manches sozialistische 

Gemüt antreffen. Ich erinnere mich an eine Diskussion, die ich irgendwann, als ich 

selber schon grüner Realo war, an der Sternschanze mit ein paar jungen Leuten hatte. 

Sie argumentierten irgendwie trotzkistisch, so empfand ich es, waren aber, wie sie mir 

dann zu meiner völligen Überraschung offenbarten, SPD-Mitglieder.  

In autoritativ und harmonistisch geprägten Parteien gehen die Neuerungen von den 

Eliten aus. Sie sehen halt den Veränderungsbedarf viel eher als die an ihren mentalen 

Gewohnheiten und ihren Strukturtraditionen klebende Basis. Funktionäre solcher Par-

teien unterschätzen oft, wieviel von dem internen Umgang mit Menschen nach außen 

dringt. „Da möchte ich kein Mitglied sein“, ist dann oft als Stoßseufzer zu hören. Oder, 

als Frage an einen „Genossen“: „Wie hältst du das dort bloß aus?“ Wenn wir heute 

Zwischenbilanz ziehen, zu einem Zeitpunkt, wo die SPD bei Wahlprognosen zum Bun-

destag gerade mal noch 15 Prozent hat, dann können wir vielleicht sagen: Die Sozial-

demokratie hat sich unter Neuerern wie Gerhard Schröder programmatisch moderni-

siert, strukturell aber nicht. Die sich emanzipierende Zivilgesellschaft ist an ihr vorbei-

gezogen. Das gilt auch für andere Parteien: Im Alltag gesellschaftlichen Engagements 

erlebt der Akteur Freiheiten und Handlungsspielräume, die ihm innerparteilich meis-

tens verwehrt sind. Eine kritische Prüfung der persönlichen Selbstwirksamkeit ist für 

viele junge Leute der Grund dafür, keiner Partei beizutreten, sondern eine modernere, 

demokratischere Form zu wählen. Das heißt auch: Die „Altpartei“ ist kein Vorbild für 

die gereifte, selbstreflexive Demokratie1 mehr, sobald es um ihre interne Organisati-

onspraxis geht. Daran ändern auch medial inszenierte Mitgliederplebiszite nichts. 

Wir können also die Frage, ob die SPD zum Opfer ihres eigenen Modernisierungskur-

ses unter „Auto-Kanzler“ Schröder geworden ist, gar nicht so pauschal beantworten. 

Die Agenda-2010-Politik hat den Wirtschaftsstandort Deutschland gestärkt - und zu-

gleich die „working poor“ vermehrt. Das ist die eine Seite. Wählbar war sie jenseits 

ihrer Basis für viele Bürger nur durch ihre Wirtschaftsfreundlichkeit und durch ihre 

Emanzipation vom Sozialismus. Das ist die andere Seite.   

Es geht also um die Akzeptanz. Dabei stoßen wir immer wieder auf das Phänomen, 

dass die Parteiführer beliebter sind als ihre Parteien. Es findet eine Personalisierung 

statt, die in der Kanzlerdemokratie ein präsidiales Missverständnis aufkommen lässt 

                                            
1 Vgl. Pierre Rosanvallon: Demokratische Legitimität. Unparteilichkeit - Reflexivität - Nähe. Hamburg 
2010.   
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und die Abneigung gegenüber den Parteiapparaten noch weiter verstärkt. Parteichefs, 

die sich kritisch gegenüber ihren Vorständen geben und sich mit strukturkonservativen 

Parteiflügeln zanken, sind beim Volk beliebt. Gerhard Schröder und Joschka Fischer 

erzielten mit dieser sonderbaren Variante von Führer-Autonomie höchste Beliebtheits-

werte. Leider haben die Parteien sich nie gefragt, ob das nicht ein Zeichen künftigen 

Unheils sein könnte. Martin Schulz hat mit seinem kometenhaften Aufstieg und ra-

schen Verglühen vor der letzten Bundestagswahl ein Beispiel dafür gegeben, dass 

sich diese Beliebtheitsausschläge noch steigern lassen, ohne dass es am Ende der 

Partei hilft. Joschka Fischer hat seine Partei nach 2005 ihrem Schicksal überlassen, 

und sie ihrerseits hat die Fischer-Jahre einer kollektiven Amnesie ausgeliefert - übri-

gens in der jungen Parteigeschichte eines ihrer bemerkenswertesten Tabus.   

„Das Volk“, sagt Tucholsky, „ist doof, aber gerissen.“ Aber, könnten wir Heutigen ein-

wenden, wohl längst nicht mehr so doof wie in den 1920er Jahren. Die deutsche De-

mokratie erlebt keine Erschütterungen von dem gleichen Ausmaß wie im United King-

dom, in Frankreich oder in den USA. Gerade bei den drei ehemaligen Westalliierten 

vollziehen sich Umbrüche im Parteiensystem und Destabilisierungen durch populisti-

sche Demagogen, die unter Demokraten weltweit Beunruhigung auslösen. Es wäre 

ratsam, die Defensive, in die die US-Demokraten geraten sind, aber auch z.B. das 

Abschmelzen des republikanischen und des sozialistischen Lagers in der französi-

schen Nationalversammlung oder die seltsamen Deformationen der britischen Labour 

Party (Pro Brexit / Antisemitismus-Skandal) genauer zu analysieren. Dabei könnte ein 

Blick auf die fatalen Auswirkungen der Identitätspolitik ratsam sein, die in den letzten 

zehn, zwanzig Jahren immer stärker zu einem Grundmuster der Politik geworden ist - 

auf der Linken wie auch auf der Rechten.2                      

In die Krise geraten ist das inklusive Wir der Demokratie. Nicht mehr „Bürger“, „Brüder“, 

„Genossen“ lautet die Ansprache, die in der Lage ist, sich an eine heterogene Allge-

meinheit zu wenden - im Gegenteil, um sich gegriffen hat die Lust, sich im öffentlichen 

Raum unter Herkunftsgesichtspunkten zu zerlegen und aufeinander einzuprügeln. 

Entlang ethnischer, nationaler, religiöser, genderspezifischer, sprachlicher oder sons-

tiger Trennlinien treten sich Minderheiten gegenüber und halten ihr exklusives Wir 

hoch. Jede dieser Minderheiten trägt dabei ihr eigenes Opfer-Narrativ vor sich her und 

verlangt Kompensation. Verloren geht die Erkenntnis, dass ein demokratisches Zu-

sammenleben nur möglich ist, wenn wir von unseren Herkunftsbesonderheiten, welt-

anschaulichen Zugehörigkeiten und natürlichen Merkmalen absehen.  

Vor diesem Hintergrund besteht das besondere Dilemma des sozialdemokratischen 

Narrativs darin, dass es einerseits das alte kämpferische Wir der Arbeiterbewegung in 

sich aufbewahrt (das neu gerechtfertigt zu sein scheint durch die sozioökonomischen 

Verwerfungen, die die Globalisierung mit sich bringt), sich andererseits jedoch nicht 

auf eine Minderheitenstrategie einlassen kann. In den heftigen Kontroversen der ge-

genwärtigen Politik z.B. über Lebensform, Umweltschutz oder Migration kann sich die 

Sozialdemokratie nicht klar positionieren, ohne sofort weitere Anhänger zu verlieren. 

Sie steht mit dem Tableau ihrer Politikvorschläge gewissermaßen „quer“ zu den grellen 

Rubriken der Identitätspolitik. In all diesen Rubriken, von Migration und Religion über 

                                            
2 Johannes Richardt (Hrsg.): Die sortierte Gesellschaft. Frankfurt (Novo Argumente) 2018.  
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Gender bis hin zu gesunder Lebensweise und korrektem Sprechen, muss die Sozial-

demokratie auf einen breiten Meinungspluralismus in ihrer Anhänger- und Mitglieder-

schaft Rücksicht nehmen. Auf die klassischen Ressortthemen fällt auf der Bühne des 

Populismus jedoch nur wenig Licht. Sie gelten denjenigen, die vom Fieber der politi-

schen Emotion gepackt sind, als sekundär oder sogar als Ablenkung vom eigentlich 

Wichtigen. Demokratische Parteien, die - wie die CSU - anfällig für Populismus sind, 

geben diesem Trend nach; sie bescheren uns z.B. ein „Heimatministerium“. 

Die Grünen haben es in diesen identitätspolitisch aufgeladenen Zeiten leichter. Wäh-

rend die Sozialdemokratie zwanzig Jahre brauchte, um die Bedeutung der ökologi-

schen Frage zu kapieren, und jahrelang nur eifersüchtig auf die Grünen schielte, ha-

ben diese ihre Karriere mit dem Menschheitsthema Naturschutz angefangen und ihre 

Kompetenz ständig weiter ausgebaut. Sie sind ausgesprochen populismusresistent 

und können andererseits auf der Klaviatur der Minderheitenpolitik spielen, weil sie auf 

eine eigene Tradition der Vertretung von Minderheiten zurückblicken. Sie haben zu 

Zeiten, wo dies noch richtig Stimmen gekostet hat, Radfahrer gegen den Autowahn 

verteidigt, Ökobauern gegen Agrobusiness und Schwule gegen Diskriminierung.  

Ich greife diese drei Beispiele willkürlich heraus, um an ihnen zweierlei zu verdeutli-

chen.  

Zum einen man kann Minderheitenanliegen ohne Identitätspolitik verteidigen, und 

zwar, wenn zumindest folgende beiden Bedingungen erfüllt sind. Erstens muss sich in 

diesen Anliegen ein allgemeines gesellschaftliches Interesse widerspiegeln. Zweitens 

darf es nicht so formuliert sein, dass Hass gegen „gegnerische“ Gruppen gepredigt 

wird. Die Grünen haben sich in ihrem Gründungskonsens auf die politischen Merkmale 

„ökologisch - sozial - basisdemokratisch - gewaltfrei“ festgelegt und erwiesen sich da-

mit, vor allem durch die Gewaltfreiheit, als ziemlich immun gegen eine politische Stra-

tegie, die gesellschaftliche Gruppen gegeneinander in Stellung bringt. Das Gewaltfrei-

heitspostulat war 1978 auch abgrenzend gegen die militante Linke gerichtet, mit ihrer 

Speerspitze RAF.  

Was sich aber außerdem zeigt: Sozialdemokraten standen in allen drei Fällen auf der 

falschen Seite. Sie verteidigten das konservative, ja reaktionäre Weltbild ihrer gesell-

schaftlichen Basis. Gegen das heilige Auto, gegen die geliebte Currywurst zu reden, 

über Homosexualität zu sprechen - das hätte vielen SPD-Funktionären Anfang der 

1980er Jahre im eigenen Kreisverband den Kopf gekostet. Mit dem Outing als schwul 

hat es bei denjenigen, die es betraf, noch Jahre gedauert.              

Fazit unserer Betrachtung ist also, dass der Niedergang der Sozialdemokratie damit 

zu tun hat, dass sich in Arbeitswelt und Wirtschaft, in der Soziokultur und in der orga-

nisierten demokratischen Gesellschaft derart umwälzende Veränderungen abgespielt 

haben, dass sie in das sozialdemokratische Wertegefüge und Strategiekonzept nicht 

mehr integrierbar sind, ohne dass damit der „Markenkern“ verblasst. So scheint eine 

altehrwürdige politische Strömung, ohne die die Entstehung einer sozial verfassten 

Ordnung gar nicht vorstellbar gewesen wäre, zwischen den Mühlsteinen der politi-

schen und kulturellen Modernisierung zerrieben zu werden. 
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